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spiel werden ließen, wen man als Mörder verurteilen und 
wen als Totschläger wegen Verjährung laufenlassen konnte.

So kommt es, daß die relativ wenigen, die in der Bundes­
republik wegen ihrer unter dem Nazi-Regime begangenen 
Verbrechen wirklich zur Verantwortung gezogen worden sind, 
sich geradezu als Pechvögel Vorkommen und eine Gerechtig­
keit für sich reklamieren, die auf einen Gleichheitssatz des 
Unrechts hinausläuft....

Die justitielle Vergangenheitsbewältigung in der Bundes­
republik bietet ein seltsam löchriges und widersprüchliches 
Bild. Auf diesem hier notwendig nur skizzenhaft angedeute­
ten justizgeschichtlichen Hintergrund muß das Krefelder Ver­
fahren gegen Wolfgang Otto gesehen werden.
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Zur gleichen Zeit, da die Weltöffentlichkeit des 40. Jahresta­
ges der Urteilsverkündung im Nürnberger Prozeß gegen die 
deutschen Hauptkriegsverbrecher gedachte und die aktuelle 
Bedeutung dieses Urteils hervorhob, ging eine erregende Mel­
dung durch die Presse: Die Staatsanwaltschaft in Berlin 
(West) stellte das Ermittlungsverfahren gegen ehemalige Rich­
ter und Staatsanwälte des faschistischen „Volksgerichtshofs“ 
endgültig ein.! Von den 577 Richtern und Staatsanwälten die­
ses berüchtigten Terrorinstruments der Nazijustiz waren in 
der BRD und in Berlin (West) in den vergangenen 40 Jahren 
lediglich zwei angeklagt worden.1 2 Alle anderen Verfahren 
waren vor Anklageerhebung eingestellt worden. Kein einzi­
ger dieser Hitlerschen Blutrichter und -Staatsanwälte ist da­
mit dort rechtskräftig in einem Strafverfahren verurteilt wor­
den — im Gegenteil: die meisten von ihnen gelangten wieder 
zu Amt und Würden oder erhielten einträgliche Pensionen 
aus der Staatskasse.

Die nachträgliche Rechtfertigung von Naziverbrechen, wie 
sie in der Einstellungsbegründung der Westberliner Staats­
anwaltschaft zum Ausdruck kommt, geht in der BRD und in 
Berlin (West) einher mit einer neuen Welle neonazistischer 
Aktivitäten, mit gesteigertem Revanchismus3, Nationalismus 
und Antikommunismus. Sie wird verstärkt durch die Bemü­
hungen renommierter konservativer Historiker, die millionen­
fachen Morde' in faschistischen Konzentrationslagern zu ba­
gatellisieren oder sogar unter grober Fälschung der Ge­
schichte die Sowjetunion dafür verantwortlich zu machen.4 
Die neue Welle kam genausowenig überraschend wie frühere 
Wellen dieser Art. Sie ist begründet in der Fortdauer impe­
rialistischer Herrschaft, während ihre Formen und Spezifika 
in der BRD wesentlich dadurch bedingt sind, daß die Abrech­
nung mit dem Hitlerfaschismus, vor allem mit seinen Ursa­
chen, faktisch ausgeblieben ist.

Dieser Wichtige Umstand wird in einem in der BRD er­
schienenen Buch eines in Westberlin lebenden Journalisten5 
auf vielfältige Weise durch Tatsachen belegt: Jörg F r i e d ­
r i c h ,  der sich seit den 70er Jahren publizistisch mit der Hit­
lerdiktatur und deren politischer wie juristischer Nichtbe­
wältigung in der BRD auseinandersetzt, beschreibt in „Die 
kalte Amnestie“ die Geschichte der Naziverbrechen und die 
Amnestierung der Nazi Verbrecher in der BRD als „zusam­
mengehörigen Akt“, der die BRD und den faschistischen Staat 
„unselig miteinander verbindet“ (S. 2). Friedrich gehört zu 
den wenigen nichtmarxistischen Autoren, die die Bindungen 
des Nazismus an das Monopolkapital offenlegen. „Soweit man 
erkennen kann“, konstatiert er, “sind Aufbau und Abbau des 
Nationalsozialismus das Werk desselben Gesellschaftsverban­
des unter veränderten Verhältnissen. Aus seiner Haut kommt 
er und möchte er nicht heraus ... Tat, Flucht und Vertuschung 
sind e i n Zyklus“ (S. 319 f.).

In dem chronologisch gegliederten Buch behandelt der 
Verfasser zunächst, welche Prinzipien die Staaten der Anti­
hitlerkoalition für die Verfolgung des Faschismus zugrunde 
legten und wie vornehmlich in der amerikanischen Besat­
zungszone Deutschlands versucht wurde, diese Prinzipien zu­
nehmend zu umgehen. Friedrich berücksichtigt die jeweilige 
politische Gesamtlage und stellt — nicht zuletzt auf Grund

von DDR-Forschungsergebnissen — die Rolle der Monopole 
als Nutznießer der Hitlerdiktatur heraus.

Von speziellem Interesse sind die Darlegungen des Autors 
sowohl über die Aburteilung von Naziverbrechern durch bri­
tische und amerikanische Militärtribunale außerhalb Nürn­
bergs als auch insbesondere über die Entnazifizierung, die 
westdeutsche Organe auf alliierten Befehl hin betrieben. Er 
charakterisiert die Entnazifizierung, die in den Westzonen die 
einzige politische Haftbarmachung der Nazis für ihre Verbre­
chen war, zutreffend als eine Farce: „Der kolossale bürokrati­
sche Apparat, eingerichtet, um die Schuldigen festzustellen 
und auszugliedern, hatte sich träge in Gang gesetzt, um sie 
zu rehabilitieren. Anstatt zu ermitteln, wer Nazi gewesen 
war, bescheinigte die Laienbürokratie der Entnazifizieret 
massenhaft den Klienten, daß sie es nicht gewesen waren“ 
(S. 136). Am Ende wurde bei insgesamt 6,1 Millionen Entnazi­
fizierungsfällen nicht einmal ein halbes Prozent der Betrof­
fenen als „Schuldige“ oder „Hauptschuldige“ eingestuft. Als 
Folge dieser Politik saßen 1948/49 in manchen Zweigen des 
öffentlichen Dienstes schließlich mehr NSDAP-Mitglieder als 
unter der Hitlerdiktatur (S. 203).

Eines der ersten Gesetze des BRD-Bundestages war das 
Gesetz über die Gewährung von Straffreiheit vom 31. Dezem­
ber 1949, das denjenigen Nazis, die bis dahin unter falschem 
Namen untergetaucht waren, die straflose Rückkehr 'in das 
gesellschaftliche Leben ermöglichte. Mit diesem und mit dem 
sog. 131er Gesetz vom 11. Mai 1951, das früheren Nazibeamten 
Posten und Pfründe im neuen Staat sicherte, wurden die 
Weichen in Richtung generelle Amnestierung und Rehabili­
tierung von Naziverbrechern gestellt. Gleichzeitig öffneten die 
Westmächte im Zeichen ihres antisowjetischen Bündnisses 
mit dem in der Restauration befindlichen deutschen Imperia­
lismus den meisten verurteilten Kriegsverbrechern die Ge­
fängnistore. Und als der Bundestag schließlich am 17. Juli 1954 
ein weiteres Amnestiegesetz beschloß, wurde auch noch allen 
Naziverbrechern Straffreiheit gewährt, die ihre Tat in der 
„Annahme einer Amts-, Dienst- oder Rechtspflicht, insbeson­
dere auf Grund eines Befehls,“ zwischen dem 1. Oktober 1944 
und dem 31. Juli 1945 begangen und keine höhere als eine 
dreijährige Freiheitsstrafe verwirkt hatten.

Friedrich weist in seinem Buch schlüssig nach, daß die 
BRD-Justiz das Ihre zur restaurativen Entwicklung beitrug. 
Immer wieder billigte sie Naziurteile, die der faschistischen 
Terrorgesetzgebung entsprachen, als „rechtens“. Bei gleich­
zeitiger erneuter Verfolgung" vor allem kommunistischer An­
tifaschisten wurden zwar die bürgerlichen Verschwörer des 
20. Juli 1944 offiziell geehrt. Doch sanktionierte bereits 1955 
ein Gericht den faschistischen Rachefeldzug nach dem 20. Juli 
mit dem Spruch: „Das Leben Hitlers ist im Sinne der Vor­
schrift des § 211 StGB in gleicher Weise als geschütztes Rechts­
gut anzuerkennen wie das Leben eines jeden anderen Men­
schen“ (S. 290).

Im letzten Teil des Buches beschäftigt sich Friedrich vor­
wiegend mit NS-Prozessen, die die BRD-Justiz seit Ende der 
50er Jahre durchgeführt hat. Er hebt hervor, daß die Richter 
und Staatsanwälte in der BRD — von Ausnahmen abgesehen 
— jahrelang nichts gegen Faschisten unternahmen und sogar 
die millionenfachen Massenmörder der SS-Einsatzgruppen 
erst zu verfolgen begannen, als einer der Täter allzu provo­
kant vermeintliche Ansprüche geltend machte. Durch die Öf­
fentlichkeit im In- und Ausland zum Agieren gezwungen und 
bald schon einer Flut erschütternden Beweismaterials aus­
gesetzt, ging die BRD-Justiz dazu über, einerseits Aktivität 
im Kampf gegen faschistische Staatsterroristen vorzutäuschen, 
andererseits und vor allem aber dafür zu sorgen, daß mög­
lichst viele von ihnen ungeschoren blieben.

Kennzeichnend für ihr Vorgehen war, daß sie generell 
nicht den staatlichen Massenmord aburteilte, sondern jeweils 
einzelne Verbrechensfälle, die haarklein und minutiös belegt 
werden mußten. Da KZ-Häftlinge und Einsatzgruppenopfer
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